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Präambel – für ein neues Miteinander von Bund, Ländern und Städten

Wesentliche konzentrieren und mit mehr Geschwindigkeit agieren. Grundlegende struktu-
relle Veränderungen staatlichen Handelns sind erforderlich, um die Handlungs- und 
Gestaltungsfähigkeit, die in den letzten Jahren durch immer neue Aufgaben ohne ausrei-

Städte sind die Gestalter vor Ort. Wir erwarten Vertrauen von Bund und Ländern. 
Wenn die Menschen den Staat handlungsfähig erleben, wenn sie sehen, dass Schulen, Kitas, 

sondern als Mangelverwalter wahrgenommen wird. Städte wollen mitgestalten. Das können 
sie nur, wenn Bund und Länder ihnen weitreichende Gestaltungsfreiheit belassen. Das ist der 
Kern der Kommunalen Selbstverwaltung. So können wir gemeinsam dafür sorgen, dass die 
Bürgerinnen und Bürger das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit des Staates wiedererlangen. 

Bund und Länder erkennen die Brisanz der Lage in den Städten nicht.

Städte sind quer durch die Republik erschreckend. Unausgeglichene Haushalte, enorme In-

Gestaltung vor Ort erodieren mehr und mehr. 
Das ist kein selbstverschuldetes Problem der Städte, sondern ein strukturelles. Die Sozialaus-
gaben laufen uns davon. Bund und Länder weisen uns immer mehr Aufgaben zu, die bei 

Bund und Länder Leistungen versprechen, die vor Ort nicht umsetzbar sind, weil das Personal 
fehlt und die Finanzierung nicht sichergestellt ist? Wenn sich nichts ändert, werden die Kom-
munen mehr und mehr Leistungen herunterfahren oder ganz einstellen müssen: die Buslinie, 
den Zuschuss für den Sportverein, die Musikschule. Die kommunale Selbstverwaltung, vom 

Wir brauchen ein neues Miteinander.

in ihre Rolle als Gestalter. Städte kennen die Herausforderungen vor Ort, Städte können da-
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Grundlage dieses neuen Miteinanders sein kann: 

Finanzverteilung zwischen Bund, Ländern und Städten neu denken
Wir brauchen eine neue Finanzverteilung zwischen Bund, Ländern und Kommunen. Die 

lichen Aufgaben, haben aber nur ein Siebtel der Steuereinnahmen. Ein Weg zur Verbesserung 

cher werden: Es darf von Bund und Land keine zusätzlichen Aufgaben mehr für die Städte 

kommunaler Ebene führen.
Die neue Bundesregierung muss die Schuldenbremse auf den Prüfstand stellen: Wenn diese 

geförderte Ausgaben als komplizierte Förderprogramme, die den Städten Zeit und Ressour-
cen rauben. Und das Altschuldenproblem vieler Städte muss endlich gelöst werden – gleich 

Städte bei Sozialausgaben entlasten

von. So sind die Ausgaben für die Kinder- und Jugendhilfe in den letzten zehn Jahren um 
105 % und die der Eingliederungshilfe um 66 

gen: Können wir den Status Quo von Standards und Leistungen halten? Die Antwort wird 
nicht in jedem Fall „Ja“ lauten können.
Deutschland braucht leistungsfähige Krankenhäuser. Aktuell sind insbesondere die kommu-

Euro jährlich gestützt werden, um eine Insolvenz zu verhindern und die Gesundheitsversor-
gung einer ganzen Region aufrecht zu erhalten. Der Bund muss dringend die Finanzierung 
der Betriebskosten auskömmlich ausgestalten und gemeinsam mit den Ländern die notwen-

Gesetze verbessern, Digitalisierung vorantreiben 
Städte müssen sich mit einer Vielzahl komplexer Aufgaben auseinandersetzen. Sie kämpfen 
mit Personalmangel und immer neuen regulatorischen Belastungen. Viele Prozesse und Auf-
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Europäische Union ausdrücklich ein. Städte brauchen gute Gesetze. Wir sind es, die Entschei-

Städte gehört wird.
Für eine spürbare Entlastung der Städte können Digitalisierung und Künstliche Intelligenz ein 
Schlüssel sein. Erst sie ermöglichen es, die Vielzahl der gesammelten Daten in Städten ver-

Bund und Ländern möglich. Aufgaben, die bundesweit einheitlich ausgestaltet werden kön-
nen, müssen nicht vor Ort umgesetzt werden. Auch das kann die Städte entlasten. 

Engagement fördern

baut werden. 

Bezahlbares Wohnen sicherstellen, Bauen erleichtern 

Zerstören die Mietpreise den Zusammenhalt in den Städten? Wir erleben seit Jahren Miet-

laufen die Baukosten aus dem Ruder. Die Rahmenbedingungen für mehr Wohnungen in den 

sichern. Dafür braucht es ein ganzes Maßnahmenbündel – von der Mietpreisbremse über 

mit mehr Vorkaufsrechten für die Städte.

sorgen. Eigentlich sollen den Kommunen aber ausschließlich Menschen zugewiesen werden, 
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Sicherheit in den Städten

maßnahmen sind unausweichlich. Die Städte nehmen Terrorwarnungen sehr ernst und 
passen die Sicherheitsmaßnahmen vor Ort regelmäßig an. Die damit verbundenen Mehrkos-
ten können nicht allein von den Veranstaltern und den Städten getragen werden. Ein neues 
Miteinander von Bund, Ländern und Städten bedeutet, dass auch diese Verantwortung ein-

Bürgerinnen und Bürger und nicht gegen einzelne Städte oder Veranstalter. Gehen Siche-
rungsmaßnahmen über die übliche Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung hinaus, liegt 
die Verantwortung für ihre Finanzierung bei Bund und Ländern.

und Kindern ausbauen. Das können die Städte nicht allein stemmen. Die neue Bundesregie-
rung muss das Verhandlungsergebnis zum Digitalpakt 2.0 aufgreifen und seine Finanzierung 
zügig, verlässlich und bedarfsgerecht absichern. Wir brauchen für die Digitalisierung von 

Klima schützen, Städte an Klimafolgen anpassen, ÖPNV ausbauen
Ohne Klimaschutz ist alles nichts. Der Klimawandel bedroht die Lebensqualität der Menschen 

fordert! Bei Klimaschutz und Klimaanpassung sollten wir uns der Idee einer neuen Gemein-

ser wird – nicht nur teurer. Das Klimageld kann dabei helfen. Zudem wird der Emissions-
handel ein zentraler Hebel sein, um Klimaschutzziele zu erreichen. Der CO2-Preis muss ent-
sprechend ausgestaltet werden.  

Mobilität in Städten und Regionen werden. Leistung und Qualität von Bus und Bahn müssen 

ÖPNV aber noch nicht besser. Das gelingt erst mit guten Takten, guter Vernetzung, verlässli-

Wege der Finanzierung zu gehen. 


